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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung mit Antwort

Anfrage der Abgeordneten Christian Dirr, Almuth von Below-Neufeldt, Bjorn Forsterling und Horst
Kortlang (FDP), eingegangen am 17.04.2013

Bewertung des Zwischenberichts der AG Beitragsstabilitat

Am 7. Juli 2010 haben die Ministerprésidenten der Lander die AG Beitragsstabilitat ins Leben geru-
fen. Sie soll dem Zielpapier der AG zufolge bis zum Jahr 2014 Vorschlage in Bezug auf ,Auftrags-
begrenzung und mittelbare Sparziele* des o&ffentlich-rechtlichen Rundfunks erarbeiten. In einem
Zwischenbericht der AG Beitragsstabilitat vom 13. Juni 2012 werden bereits konkrete Vorschlage
formuliert. In dem Bericht heif3t es auch: ,Die Finanzierung des 6ffentlich-rechtlichen Rundfunks ist
auf Dauer nur sichergestellt, wenn seine Akzeptanz in der Bevdlkerung erhalten bleibt. Hierzu ist
ein fur alle Burger ohne Weiteres nachvollziehbarer publizistischer Mehrwert des o6ffentlich-
rechtlichen Rundfunks gegenuber Angeboten der privaten Veranstalter erforderlich.”

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Landesregierung:

1. Wie steht die Landesregierung zum Fortbestand der Digitalkanale, deren Quoten dem Bericht
zufolge mit 0,1 % ,an der Untergrenze des Messbaren“ liegen und deren Abschaffung die Ver-
fasser des Berichts aus Kostengriinden empfehlen?

2. Wie bewertet die Landesregierung die Uberlegung, im Hérfunkbereich durch die Erstellung
von Mantelprogrammen oder die Zusammenlegung von Programmen Kosten einzusparen?

3. Wie kénnten nach Ansicht der Landesregierung starkere Kooperationen zwischen den Anstal-
ten erreicht werden?

4. Ist nach Ansicht der Landesregierung eine Scharfung des Programmauftrages nétig und,
wenn ja, in welcher Weise?

5.  Welche Auswirkungen hétten die in den Fragen 1 und 2 genannten Vorschldge des Zwi-
schenberichts auf den Norddeutschen Rundfunk?

(An die Staatskanzlei ibersandt am 23.04.2013 - 11/72 -44)

Antwort der Landesregierung

Niedersachsische Staatskanzlei Hannover, den 29.05.2013
- 205 - 01425//1/17/0044 -

Im Zusammenhang mit der Neuordnung der Rundfunkfinanzierung hatten sich die Ministerprasi-
denten darauf verstandigt, zur Entlastung der privaten Haushalte und Unternehmen auf eine min-
destens mittelfristige Stabilitédt des Rundfunkbeitrags hinzuwirken. Vor diesem Hintergrund setzten
sie am 9. Juni 2010 die AG Beitragsstabilitat ein.

Ziel dieser AG ist die Uberpriifung und Fortentwicklung des éffentlich-rechtlichen Auftrags auf Basis
der Hypothese, dass die zukiinftige Akzeptanz der gesamtgesellschaftlich finanzierten Anstalten
u. a. von der Hohe des Rundfunkbeitrags abhangt. Deshalb sollen mdgliche RationalisierungsmaRi-
nahmen ebenso geprift werden wie weitergehende Kooperationen zwischen den Sendern. Die
AG Beitragsstabilitat hat den Auftrag, bis zur Jahreskonferenz der Ministerprasidenten im Oktober
2014 einen entsprechenden Vorschlag vorzulegen. Die Lander beabsichtigen, auf dieser Grundlage
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bis 31. Dezember 2014 Verhandlungen zur Fortentwicklung des Auftrags des 6ffentlich-rechtlichen
Rundfunks aufzunehmen.

Auf der Sitzung der Rundfunkkommission am 13. Juni 2012 gab das AG-Vorsitzland Sachsen einen
mundlichen Zwischenbericht zum Verfahrensstand. AnschlieBend stellte Sachsen seine Uber diese
Arbeitsergebnisse hinausgehenden Vorstellungen zu weiteren Rationalisierungsmoglichkeiten beim
offentlich-rechtlichen Rundfunk dar. Dabei handelte es sich ausdricklich nicht um eine im Lander-
kreis abgestimmte Positionierung.

Die Rundfunkkommission hat am 24. Oktober 2012 ARD und ZDF gebeten, bis spatestens April
2013 ein fortgeschriebenes gemeinsames Konzept fiur die kiinftige Ausgestaltung der sogenannten
Fernseh-Digitalprogramme vorzulegen, deren Profilierung aufzuzeigen und dabei Wirtschaftlich-
keitserwagungen einzubeziehen. Die beiden o6ffentlich-rechtlichen Sendergruppen konnten sich
bisher jedoch nicht auf einen zwischen ihnen abgestimmten Vorschlag verstandigen. Stattdessen
haben sie der Rundfunkkommission jeweils einen eigenen Ubermittelt.

Der ARD-Vorsitzende und der ZDF-Intendant haben im Rahmen eines Gesprachs mit der AG Bei-
tragsstabilitat am 3. Mai 2013 zugesagt, weitere Gesprache zu fiilhren und zu versuchen, bis zum
Ende des Sommers doch noch ein gemeinsames Digitalkonzept zu formulieren.

Ferner hatten die Lander ARD, ZDF und Deutschlandradio um einen Bericht zur Wirtschaftlichkeit
bestehender Kooperationen und zu Perspektiven fir deren Ausbau zur Erzielung weiterer Einspar-
effekte gebeten. Dieser wurde der Rundfunkkommission bereits tibermittelt.

Dies vorausgeschickt, beantworte ich die Anfrage namens der Landesregierung wie folgt:
Zu 1:

Anders als dargestellt liegt der Zuschauermarktanteil (MA) der sogenannten Digitalkanédle von ARD
und ZDF - zum Teil deutlich - Uber ,der Untergrenze des Messbaren®. So betragt z. B. der MA von
ZDFneo durchschnittlich 0,7 % mit weiter steigender Tendenz. AuRerdem hélt es die Landesregie-
rung fir problematisch, die Existenzberechtigung einzelner 6ffentlich-rechtlicher Angebote allein
von deren Nutzerquote abhangig zu machen. Vielmehr missen die einzelnen Digitalkanale jeweils
als Beitrag zum Gesamtangebot von ARD, ZDF und Deutschlandradio betrachtet werden.

Unabhéangig davon begrift die Landesregierung das Bemiihen von ARD und ZDF, sich auf ein
gemeinsames Digitalkonzept zu einigen. Beide Sendergruppen scheinen erkannt zu haben, dass
redundante Angebote zusammengelegt oder ganz abgeschaltet werden kdnnen. Beispiele hierfur
sind der Vorschlag der ARD, die momentan sechs Digitalprogramme von ARD und ZDF auf drei
gemeinsam produzierte zurlickzufiihren sowie das Angebot des ZDF, in Zukunft auf ZDFkultur zu
verzichten.

Zu 2.

Grundsétzlich begruf3t die Landesregierung jeden sinnvollen Vorschlag, vorhandene Synergiepo-
tenziale zu nutzen, sofern der 6ffentlich-rechtliche Rundfunk dadurch nicht in der Wahrnehmung
seiner vielfaltigen und fir die Gesellschaft besonders wichtigen Aufgaben eingeschrankt wird. Die
inhaltliche Ausgestaltung ihrer Programme liegt allerdings in der origindren Zustandigkeit der Rund-
funkanstalten selbst. Gleiches gilt fir das Eingehen von Kooperationen zwischen einzelnen oder al-
len Anstalten. Auf Grundlage der von ihnen erarbeiteten Vorschlage méchte Niedersachsen ge-
meinsam mit den anderen L&andern die Verhandlungen zur Fortentwicklung des Auftrags fir den 6f-
fentlich-rechtlichen Rundfunk fuhren. Einigkeit besteht darin, dass weitere Einsparpotenziale unter-
sucht und zusatzliche Kooperationen angestrebt werden sollten.

Zu 3.
Siehe Antwort zu 2.
Zu 4.

Diesem Ziel dient die AG Beitragsstabilitéat. Deshalb beteiligt sich die Landesregierung konstruktiv
an der in der betreffenden AG gefiihrten Diskussion. Die dort erarbeiteten Vorschlage sollen den
Ministerprasidentinnen und Ministerprasidenten im Oktober 2014 vorgelegt werden.
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Zu5:

Der angesprochene mindliche Zwischenbericht des Landes Sachsen vom 13. Juni 2012 bezog
sich auf den damaligen Verfahrensstand. Daruber hinausgehende, inhaltliche Vorschlage waren ein
Diskussionsbeitrag allein des AG-Vorsitzlandes und keine zwischen den Landern abgestimmte Po-
sitionierung. Der Abschlussbericht der AG ist deshalb abzuwarten.

Dr. Jorg Mielke
Chef der Staatskanzlei
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(Ausgegeben am 04.06.2013)



	Drucksache 17/226
	Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung mit Antwort
	Anfrage der Abgeordneten Christian Dürr, Almuth von Below-Neufeldt, Björn Försterling und Horst Kortlang (FDP), eingegangen am 17.04.2013
	Bewertung des Zwischenberichts der AG Beitragsstabilität
	Antwort der Landesregierung

